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Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  

Antrag auf befristete Teilzeit 
  

Nach dem Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Ar-
beitsverträge kann ein Arbeitnehmer, dessen Arbeits-
verhältnis länger als 6 Monate bestanden hat, auf An-
trag in Textform verlangen, dass seine vertraglich ver-
einbarte Arbeitszeit für einen im Voraus zu bestim-
menden Zeitraum verringert wird. Der begehrte Zeit-
raum muss mindestens ein Jahr und darf höchstens 5 
Jahre betragen. Der Arbeitnehmer hat jedoch nur 
dann einen Anspruch auf zeitlich begrenzte Verringe-
rung der Arbeitszeit, wenn der Arbeitgeber i. d. R. 
mehr als 45 Arbeitnehmer beschäftigt. 
 
Im Falle einer Verletzung der dreimonatigen Min-
destankündigungsfrist entschied das Bundesarbeitsge-
richt am 7.9.2021, dass dieser Antrag nicht ohne wei-
teres als ein zum frühestmöglichen Zeitpunkt wirken-
des Angebot verstanden werden kann, wie es bei ei-
nem Antrag auf unbefristete Teilzeit möglich ist. 
 

Familienrecht/Erbrecht 
 

Umgangsrecht bei Trennung und 
Scheidung 

Wenn ein Kind nach der Trennung bei einem Elternteil 
bleibt, hat der andere Elternteil meist ein Umgangs-
recht, z. B. an jedem zweiten Wochenende. Häufig ei-
nigen sich die Eltern vor dem Familiengericht darüber, 
wie das Umgangsrecht genau ausgestaltet wird. 

 
 

 



 

 

Das Oberlandesgericht Oldenburg (OLG) hatte am 
14.1.2022 zu entscheiden, was passiert, wenn sich die 
Lebensumstände ändern und es zu Streit kommt.  
 
Die Eltern eines sechsjährigen Kindes hatten sich über 
ein Umgangsrecht des Vaters geeinigt. Dabei hatte 
die Mutter zugesagt, das Kind zum Umgang zum Va-
ter nach Ostfriesland zu bringen. Der Vater übernahm 
den Rücktransport. Nach ca. einem Jahr begehrte die 
Mutter eine Änderung der Vereinbarung. Sie argu-
mentierte, sie könnte das Kind nicht mehr bringen, 
weil sie ein weiteres Kind bekommen hatte und daher 
zeitlich nicht mehr so flexibel ist. Außerdem war sie 
umgezogen, wodurch sich die Reisezeiten verlängert 
hatten. Der Kindesvater wollte an der getroffenen Ei-
nigung festhalten. 
 
Die OLG-Richter gaben der Mutter recht. Eine vor Ge-
richt abgeschlossene Umgangsvereinbarung kann 
zwar ohne die Einwilligung beider Elternteile nur ge-
ändert werden, wenn dies dem Kindeswohl dient und 
eine gewisse „Änderungsschwelle“ überschritten ist. 
Dies war hier aber der Fall. Denn der Transport des 
Kindes zum Vater war der Mutter wegen der geänder-
ten Umstände nicht mehr zumutbar, sodass der Um-
gang ohne eine Anpassung der Regelung nicht sicher-
gestellt war. 

 
Sonstiges 
 

Rechte von Bauherren beim sog. Ver-
braucherbauvertrag 

Verbraucherbauverträge sind Verträge, durch die der 
Unternehmer von einem Verbraucher zum Bau eines 
neuen Gebäudes oder zu erheblichen Umbaumaßnah-
men an einem bestehenden Gebäude verpflichtet 
wird. Ein Verbraucherbauvertrag im Sinne dieser Re-
gelung liegt auch dann vor, wenn Bauherren beim 
Neubau eines Wohnhauses die Gewerke an einzelne 
Handwerksunternehmen vergeben. 
 



 

 

 
In einem vom Oberlandesgericht Zweibrücken (OLG) 
entschiedenen Fall gab es zwischen einem Hand-
werksunternehmen und einem Bauherren-Ehepaar 
Streit über die Qualität der erbrachten Handwerksleis-
tungen und die Eheleute verweigerten die Zahlung 
des Restbetrags in Höhe von ca. 8.000 €. Auch der 
Forderung des Handwerkers nach einer Sicherheits-
leistung für diese ausstehende Summe, z. B. durch 
eine Bankbürgschaft, wollten sie nicht nachkommen. 
Die hiergegen gerichtete Berufung der Eheleute hatte 
Erfolg. Nach der Entscheidung des OLG besteht der 
Anspruch des Handwerksunternehmens bereits des-
halb nicht, weil es sich hier um einen Verbraucherbau-
vertrag handelt. In dieser Situation greift ein gesetzli-
cher Ausschlusstatbestand zu Gunsten der Verbrau-
cher. 
 
Die Richter führten in ihrer Begründung aus, dass es 
in der Rechtsprechung bislang keine Einigkeit darüber 
gibt, ob der Anfang 2018 eingeführte Verbraucher-
bauvertrag auch die gewerkeweise Vergabe von Auf-
trägen an verschiedene Bauunternehmer umfasst. Aus 
Gründen des Verbraucherschutzes kann es jedoch kei-
nen Unterschied machen, ob ein Unternehmer alle 
Leistungen aus einer Hand erbringt oder die Bauher-
ren die Leistungen einzeln vergeben würden. Zudem 
könnten Bauträger oder Generalübernehmer die Ver-
braucherschutzvorschriften ansonsten durch Heraus-
nahme einzelner Leistungen umgehen. Dies ist vom 
Gesetzgeber nicht gewollt, so die Richter. Die Revision 
zum Bundesgerichtshof wurde zugelassen und auch 
schon eingelegt. 

 
  


